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Manuela Maier

Vortrag

( gehalten am Samstag, dem 27. März 2004 auf der Tagung der Kommunalarchivare

in Wels / OÖ )

„Aktuelle Tendenzen in der archivischen Bewertung –

ein Vergleich Österreich – Deutschland“

In Deutschland fand die Diskussion um die Bewertung und ihre Theorie in drei Phasen statt

und gipfelt derzeit in der Auseinandersetzung um eine neue Bewertungstheorie seit 1990.

1. Das deutsche Archivwesen war nach dem 1. WK erstmals mit dem Massenproblem

unmittelbar konfrontiert, als es galt Akten aus Reichswehr und Kriegswirtschaft zu

übernehmen . Die Archivare hatten sich bis dahin auf ihre „Erfahrung“ und ihr

„Fingerspitzengefühl“ verlassen. Nun wurde v.a. in den 3oer Jahren ein Mangel an

objektiven Bewertungsrichtlinien offenbar.

2. Die Beschäftigung mit Bewertung in den 70er Jahren ( Hans Booms ) und der voraus-

gegangenen Bewertungsorientierung in der DDR.

3. Die aktuelle Diskussion seit den 90ern mit Bodo Uhl, Angelika Menne – Haritz 

( Schellenberg – Rezeption ) und Vertretern der FH Potsdam.

Einen der ersten Höhepunkte  sieht Bodo Uhl
 auf dem Archivtag von Gotha 1937, wo es insbesondere innerhalb der preußischen Archivverwaltung zu einer Bewertungsdiskussion gekommen ist.

Heinrich Otto Meisner und Wilhelm Rohr berichteten über die Ergebnisse einer 1936 eingesetzten Kassationskommission. Eine der Forderungen Meisners war, an die Stelle der Intuition, des Fingerspitzengefühls des Archivars, endlich rational nachvollziehbare und anwendbare Kassationsgrundsätze zu setzen.. Eine Forderung, welche auch mehr als 70 Jahre  später unvermindert aktuell ist. Auf Meisner gehen die sogenannten „Motivenberichte“ zurück. welche über jede wichtige Aktenaussonderung erstellt werden mussten. Damit schuf Meisner nach Bodo Uhl eine unüberschätzbare Vorarbeit für jede Art von Bewertungskatalog.

Zu den formalen Kriterien zählte etwa, dass ältere Materialien ( vor 1700 entstanden )  komplett archiviert wurden, bei den jüngeren Archivalien sollte die Aufmerksamkeit  den federführenden Stellen gelten und weniger den nachgeordneten, ausführenden Stellen.

Die Gothaer Diskussion fand eine Fortsetzung auf dem Koblenzer Archivtag von 1957. Hier wurden vehemente Forderungen nach Reduzierung des Schriftguts laut. In der Diskussion wurde der Vorschlag unterbreitet, bei der Auslese von Archivwürdigem nicht erst bei den einzelnen Akten einzusetzen, sondern es sollten ganze Behördengruppen generell von der

Überlieferungsbildung ausgeschlossen werden.

Damit wurde darauf hingewiesen, nur das Schriftgut zentraler Behörden zu übernehmen 

( = federführender Stellen ), um so Doppelüberlieferung zu vermeiden.

In den folgenden Jahren ging man in der Bundesrepublik daran, auf Bundesebene sogenannte

„Zwischenarchive“ zu errichten. Das trug auch die Kritik ein, dass man das Bewertungs-

problem nur verschiebe.

Der Koblenzer Archivtag trug jedoch reiche Früchte in der DDR, wo, beginnend 1965  mit den „Grundsätzen der Werteermittlung“ ein mit der Zeit durchgebildetes System der

Informationsbewertung mit reichen Hilfsmitteln – wie Musterlisten, Rahmensystematik, Schriftgutkataloge bis hin zu Archivgutverzeichnissen – entstand. ( Das Ergebnis in der DDR war laut Uhl ein Dokumentationsprofil mit einer Aufzählung dokumentationswürdiger Ereignisse und Entwicklungen. Es gipfelte 1984 schließlich in dem sogenannten „Rahmen-

dokumentationsprofil“ )

Als natürliche Folge wurde an diesem Dokumentationsprofil  vehement Kritik geübt ( so sei auch darauf hingewiesen, dass sich dadurch auch Hans Booms zu seinem Beitrag entschieden hat ), doch erscheint es mir wichtig, nicht im Vorhinein das ganze Instrumentarium abzulehnen. Vielmehr sollten bewusst, zweifellos erforderliche ideologiebedingte Grundsätze herausgenommen werden.

Ende der fünfziger Jahre hatte man sich in der Praxis allgemein darauf verständigt, die bekannten formalen Kriterien der Wertauslese anzuwenden. Doch man begann nun auch für das Pendant dazu – die inhaltliche Bewertung – Vorschläge zu machen.

Einen entscheidenden Schritt in der Bewertungsdiskussion setzte 1972 der bereits erwähnte Präsident des Bundesarchivs Hans Booms.
 In seinem Vortrag „Gesellschaftsordnung und

Überlieferungsbildung“ auf dem Archivtag von Dortmund 1971 spricht er sich für eine  inhaltliche Konzeption archivarischer Bewertung aus. Er übte Kritik an der herkömmlichen, auf die Provenienzstellen, d.h. auf die schriftgutproduzierenden Behörden und Einrichtungen fixierten Bewertungspraxis.  Damit werde letztendlich nur staatliches Handeln abgebildet und dieses nur affirmativ.
  Als Ergebnis seiner Ausführungen sieht Booms einen sogenannten

„ Dokumentationsplan“ – in ihm sollten gesamtgesellschaftliche Leitwerte für jeden Archiv-

bereich  gesondert festgehalten werden.

Die Konsequenzen dieses Vorschlags: Ein Abbild gesamtgesellschaftlicher Entwicklungen zu schaffen erfordere eine grundlegende Wandlung in der Tätigkeit der Archivare. Die archivischen Kernaufgaben „Übernahme, Bewertung, Nutzbarmachung“  müssten um die Bereiche wie „Forschung, Sammlung, außerbehördlicher Information etc.“ deutlich erweitert werden. Zudem setzt hier auch die Kritik ein, da Booms in seinem Beitrag ja von „archivischer Quellenbewertung“ spricht und somit der Archivar nach Booms schon Aufgaben des Historikers übernimmt: er interpretiert Quellen nach bestimmten Fragestellungen ( bisher hatten Archivare versucht, Informationen ohne bestimmte sachliche Fragestellung für die Forschung aufzubereiten ).

Ulrich Fellmeth von der Uni. Hohenheim weißt darauf hin, dass die Gefahren, die sich aus der Verwandlung der klassischen Archivalie zu einer schon bearbeiteten Quelle ergeben, nicht zu unterschätzen sind.

Uhl resümiert, dass nach all der Bewertungsdiskussion noch kein auf den Nenner zu bringendes Ergebnis in Sicht ist. Dies gilt sowohl für Deutschland als auch für Österreich, wo eine solche archivwissenschaftliche Diskussion zum Thema „Bewertung“ nie stattgefunden hat.

Hans Booms Vorstellungen, welche eine positive inhaltliche Bewertung befürworten, konnten sich in Deutschland nicht durchsetzen. Dennoch dominieren dessen ungeachtet in der internationalen Archivtheorie noch immer die von ihm angeregten inhaltsbezogenen Bewertungssätze.

Eine pessimistische Grundstimmung begegnet uns bei Gerhart Enders, welcher aussagt, dass es wohl keinen Maßstab gibt, der uns die Entscheidung über Aufbewahrung oder Kassation abnimmt.
 

Was seit den 70er Jahren geschah, waren weitere Fortschritte bei der Wertauslese nach formalen Kriterien. Ältere Materialien werden total archiviert; für gleichförmige Massenakten wurden in Zusammenarbeit mit den empirischen Sozialwissenschaften ausgeklügelte Verfahren der Sampling – Auswahl enwickelt.

Um Doppelüberlieferungen zu vermeiden, gilt das vorwiegende Interesse – wie erwähnt – den federführenden Stellen.

Im Grunde blieb man bei der formalen Wertauslese und vor allem beim Provenienzprinzip, d. h. bei der Fixierung auf die schriftgutproduzierenden Einrichtungen. Bodo Uhl postuliert in seinem 1990 erschienenen Aufsatz die Forderung, sich nicht weiter vergeblich um eine schlüssige Archivwerttheorie zu bemühen, denn eine solche hätte eine allgemein verbindliche und anerkannte Werttheorie zur Voraussetzung, welche in einer pluralistischen Gesellschaft aber nicht denkbar ist.
 Er postuliert weiters den Weg in Richtung einer Verfeinerung und Perfektionierung der formalen Kriterien.

In all den Aufsätzen zum Thema „Bewertung“ begegnet einem auch das Berufsbild des Archivars.  Uhl kommt zu der Meinung, dass man sich viel stärker mit behördlicher Schriftgutverwaltung befassen sollte, um gerade für Massenaktengruppen eine Art „Be-

wertungsmodell“ mit der Zeit erarbeiten zu können und solche Aktenmassen auch von Beginn ihrer Entstehung an effizienter bearbeiten zu können. Dennoch wendet er sich gegen eine Verengung des Archivarberufes zum reinen Schriftgutverwalter und sieht die Aufgaben des Archivars sowohl in der Bewertung als auch in der Auswertung mit Beherrschung des historischen Handwerkzeugs.

So ist mit der Festschrift Hans Booms 1989 und dem Beitrag von Bodo Uhl ein Neuanfang in der Bewertungsdiskussion gemacht worden.

Angelika Menne – Haritz bezieht auf dem 1991 an der Humboldt – Universität stattfindenden

Kolloquium wie folgt Stellung: Sie widerspricht der Auffassung, dass sich Bewertung nach dem Quellenbedarf der Geschichtsforschung richten soll. Der Archivar könne nicht alle Richtungen der Geschichtsforschung kennen und deren Quellenbedarf berücksichtigen.

Menne – Haritz spricht sich für eine archivarische Bewertungstheorie aus, welche aus der

archivarischen Praxis kommt. „Archive sind Schnittstellen von Verwaltung und Öffentlichkeit ( ... ) Die Transparenz von Verwaltungshandeln in der demokratischen Gesellschaft herzustellen ist archivarische Aufgabe. (... ) Archivische Arbeit ist daher Evidenz über Aufgabenerledigungsprozesse herzustellen (... )

Die den Akten zugrunde liegenden Tätigkeiten der Verwaltung werden nach ihrem Stellenwert als repräsentativ oder nicht für die Aufgabenerledigung der Verwaltung bewertet.

Archivische Bewertung ist daher keine Quellenbewertung. Archivierung ist unparteiisch. Ziel ist, die Aussagekraft des Bestandes zu erhöhen.“

Auf diesem Kolloquium bezog auch Hans Booms noch einmal Stellung zu seinen 1971 entwickelten Vorstellungen. Darin wolle auch er selbst heute nicht mehr an diesem festum-

rissenen Dokumentationsplan festhalten.

Im Zuge der neu entfachten Diskussion formulierte Josef Henke 1993 klar seine Vorstellungen und wandte sich sehr vehement gegen eine nur formalen Kriterien gehorchende Bewertungstheorie.
 Er versucht am Beispiel von NS – Massenakten  die politische Dimension archivarischer Bewertungsentscheidung in Erinnerung zu rufen, denn archivfachliche Kriterien stehen hier offensichtlich moralisch politischen Grundsätzen gegen-

über.  Henke: „Jede archivische Bewertungsentscheidung, mag sie noch so formal ausgerichtet sein, ist unvermeidbar in einen gesellschaftlich – politischen Kontext gestellt.“

Henke wies auch darauf hin, dass es von ausschlaggebender Bedeutung sei, ob sich die Überlieferungsbildung im Rahmen totalitärer oder pluralistischer, freiheitlich – demokratischer Gesellschaftsordnung vollzieht.

Gerade aber für die Bewertung von Akten aus politisch „problematischen“ Zeiten, aus Zeiten radikalen gesellschaftlichen Wandels etc. ist hier wiederum – meiner Meinung nach – ein hohes Maß an Kenntnis der Historie und der Zeitumstände des Archivars gefragt. Hier ist viel Gespür auch für sozialpolitische Dinge von Seiten des Archivars gefordert.

 ( Ein Beispiel aus der Kärntner Landesgeschichte: Die Armut nach dem 2. WK machte erfinderisch, so wurden vermehrt Maschinenteile gestohlen, welche einen sogenannten „Triebriemen“ besaßen, welcher aus Leder hergestellt war. Daraus fertigten viele Leute Schuhsohlen an. Es gilt, solche Unterlagen – ich verzichte hier bewusst auf das Wort „Akten“-  aufzubewahren, da sie ein spezifisches zeittypisches Phänomen enthalten ).

Für den Archivar sollte auch die Fragestellung mitentscheidend sein, wo deckt z.B. die Zeitung ein Geschehen ab und wo sind Akten anschaulicher?  Mir ist natürlich bewusst, dass ich hier von Idealfällen ausgehe, denn in der archivischen Praxis sieht es leider oftmals anders aus, hier müssen Kassationsentscheidungen oft schnell getroffen werden und man hat nicht immer die Möglichkeit, auf jene sozialpolitischen oder interessanten Fragestellungen  die gewünschte Rücksicht zu nehmen.

Aber auch bei Massenakten kann man sich die Frage stellen, in welchen zeitlichen Kontext sie eingebettet waren ( z.B. Akten in denen bestimmte Dinge typisch waren; wie z.B. die Einführung der Hundesteuer in Kärnten – hier wird man vor allem die Anfänge aufbewahren um der Frage nachzugehen, wie es dazu gekommen ist ).

Im Zentrum der  Diskussion über die Ausrichtung der Bewertung stehen in den 90er Jahren zwei Fragen im Mittelpunkt:

a) Soll sich die archivische Bewertung in erster Linie an inhaltlichen Gesichtspunkten oder an formalen Kriterien orientieren?

b) Ist das Ziel der Bewertung, ein Abbild der Gesellschaft zu schaffen, oder die 

      Tätigkeit von Dienststellen zu dokumentieren?

Angelika Menne – Haritz veröffentlichte 1990 die Übersetzung einer Arbeit des amerikanischen Archivars Theodore R. Schellenberg „The Appraisal of Modern Records“ aus dem Jahr 1956.

Menne – Haritz geht in der Schellenberg – Rezeption von  zwei Grundgedanken aus, welche modernem Aktenschriftgut zugrunde liegen.

1. Modernes Aktenschriftgut dient als Primärzweck der jeweiligen Behörde oder Einrichtung als Handwerkszeug zur Erledigung der laufenden Geschäfte.

2. Wenn die Behörde die Unterlagen nicht mehr benötigt, tritt deren Sekundärzweck in den Vordergrund. Nun hat die Forschung, insbesondere die Wirtschafts-, Sozial- und

die historischen Wissenschaften ein Interesse an den Unterlagen.

Indem man die Akten archiviert, d.h. bewertet, ordnet und verzeichnet werden aus Akten Quellen. Dabei soll aber von Seiten des Archivars noch keine Quellenbewertung stattfinden, er soll sie lediglich für die Forschung bereitstellen.. Laut Menne – Haritz  bleibt aber der Sekundärwert immer bestimmt vom Primärwert – in dem Material kann nicht mehr stecken, als die Behörde zur Erledigung ihrer Aufgaben benötigt.

Schellenberg differenziert zwischen Evidenz- und Informationswerten: „ Welchen Nachweis oder welche Evidenz  bietet das Schriftgut über die Organisationsstruktur der Behörde, bei der es entstanden ist? Welche Informationen  über Personen, Organisationen, Objekte, Probleme, Bedingungen u.a. mit denen die Behörde befasst war, sind in den Akten enthalten?“ 

Archivar wie Benutzer sollen über den Prozeß der Entstehung, Art, Umfang und Charakter der Behörden Bescheid wissen, denn nur so kann es quellenkritisch beurteilt werden.

Dieser Ansatz ist in der Bewertungsdiskussion der Nachkriegszeit nicht neu. Die Neuerung besteht in diesen Ausführung darin, dass Evidenz über das Verwaltungshandeln nun nicht mehr Voraussetzung, sondern ein wichtiges Ziel der archivischen Bewertung sein soll! oder anders ausgedrückt: Der Nachweis der Organisation und Funktion einer Behörde sei das Ziel der archivischen Bewertung!

Auf den Punkt gebracht, steht der Evidenzwert bei Menne – Haritz bei ihrer Schellenberg – Rezeption im Mittelpunkt, der Informationswert wird fast gänzlich marginalisiert.

Hier knüpft auch die Kritik an, denn ein so stark auf Behörden fixiertes Archivwesen kann unmöglich ( ? ) die relevanten gesellschaftlichen Prozesse und Ereignisse abbilden.

Diese neue Ausrichtung der Bewertungsrichtlinien steht auch im engen Zusammenhang mit Wandlungstendenzen im Berufsbild des Archivars. Dieses wurde mit der Bewertungsauffassung nach dem Evidenzwert mit dem Archivar als „records manager“ verknüpft, wohingegen der „Historiker – Archivar“ mit der Betonung der inhaltlichen Aspekte der Bewertung verbunden wurde.

Als kleinen Exkurs möchte ich hier ein Bespiel aus dem Aufsatz von Rainer Hering im Scrinium anführen.

Hering wählt als Beispiel eine in den 70er Jahren laufende Fernsehsendung, wo in einer Folge ein Archivar auftritt. Auf die Frage, was denn ein Archivar sei, lautet die Antwort: „Na ein Historiker“. Dies formuliert eine bis heute selbstverständlich scheinende Verbindung: Archivare sind Historiker.

Doch eine enge Verbindung zwischen Archiv und Geschichtswissenschaft bestand nicht immer. Z.B. wurde Heinrich von Sybel ( 1817 – 1895; ein deutscher Historiker, welcher unter Prof. Ranke in Berlin studierte ) 1848, als er das Archiv des französischen Außenministeriums benutzen wollte, mit den Worten abgewiesen, dass Historiker zur Gattung der Literaten gehörten und Akten eben nichts für Literaten seien.

Zurück aber zur Diskussion der 90er Jahre.

Diese typische Berufsqualifikation glaubt man nun auch in der neuen archivwissenschaftlichen Begründung der Bewertungsentscheidung gefunden zu haben. Statt dem herkömmlichen „Historiker – Archivar“ wird plötzlich ein „verwaltungsbezogener Archivar“ gefordert, dessen Hauptaufgabe darin besteht, Verwaltungshandeln evident zu machen. Forschung, Auswertung und Öffentlichkeitsarbeit seien sekundär!

Dagegen bezieht Norbert Reimann  ( vom Westfälischen Archivamt in Münster )  vehement Stellung. Er konstatiert für die Kommunalachive zu recht , dass Forschung, Auswertung und Öffentlichkeitsarbeit ein integraler Bestandteil der archivischen Arbeit sei. Zudem greift er die sogenannte „Evidenzwertanalyse“ ungewöhnlich scharf an:

„ (...) Dem möchte ich die nachdrückliche Betonung des Informationswertes von Registratur- und Dokumentationsgut entgegenhalten. Die Archive sollen bei ihrer Bewertungsentscheidung sich in erster Linie darauf konzentrieren, jene Informationen zu sichern, die gesellschaftliche  Entwicklungen, ohne jede Wertung, in möglichst breiter Verästelung belegen.“

Auch Ulrich Fellmeth von der Universität Hohenheim bezieht Stellung für eine inhaltsbezogene archivische Bewertung. Laut Fellmeth soll Evidenz über das jeweilige Verwaltungshandeln durchaus auch Überlieferungsziel sein, aber eben nicht das Wichtigste.

                      Dr. Volker Schockenhoff, Rektor der FH Potsdam, stellt seine Positionen wie folgt dar:

Er teilt die Meinung Norbert Reimanns, dass es bei der Bildung des dokumentarischen Erbes nicht darum gehe, die Funktion und Kompetenz möglichst aller Verwaltungsbehörden abzubilden. Zu sichern sei die Information, die gesellschaftliche Entwicklung belege, unter Berücksichtigung des Provenienzprinzips in seiner Funktion als Element historischer Quellenkritik.

Dennoch weist Schockenhoff auf einen interessanten Punkt hin: Die Schaffung einer Transparenz von Verwaltungshandeln ist eine außerordentlich wichtige archivarische Aufgabe ( hier stimmt er Menne – Haritz zu ), dennoch taucht zunehmend das Problem auf, dass sich  die wirklichen Entscheidungen aus dem Gesamtkontext der Verwaltungsunterlagen allein nicht mehr nachvollziehen lassen. Solche Entscheidungen sind dem Wandel des Verwaltungssystems unterworfen, da diese auch in Nicht-Verwaltungsgremien und Institutionen ablaufen. Gerade auf dieses Problem versucht die sogenannte „documentation strategy“ in den USA zu reagieren.

Die Auseinandersetzung mit den Anforderungen moderner Informationstechnologien auf die Produktion von Akten einerseits und den Ansprüchen verschiedener Forschungszweige an die Archive andererseits haben auch in den USA zu einem Überdenken herkömmlicher Bewertungskriterien geführt.

Das Modell der „Documentation Strategy“ wurde Mitte der achtziger Jahre durch den programmatischen Aufsatz von Helen Willa Samuels „Who controls the Past?“ in die archivwissenschaftliche Diskussion eingeführt.

Darin geht es um folgende Kernaussage: Ein formaler Bewertungsansatz, der die bürokratischen Strukturen und den Entscheidungsfindungsprozeß innerhalb einer Behörde zum Maßstab nimmt, kann den heutigen Anforderungen von Bewertung nicht mehr gerecht werden. Deshalb besteht die Grundforderung dieses Ansatzes in der Kooperation verschiedener Archive und anderer wissenschaftlicher Einrichtungen bei Bewertungsent-

scheidungen.  Die Documentation Strategy  fragt nicht nach den Strukturen der Institutionen, sondern nach deren Funktionen, die struktur- und verwaltungsübergreifend sein können.

             Das Verdienst des Ansatzes liegt weniger darin, konkrete Handreichungen für Bewertungsentscheidungen zu liefern, als darin, das Problem der Verknüpfung von Information verschiedener Institutionen ins Bewusstsein zu rufen, das wenig erforscht ist.

Jedoch ist dazu zu bemerken, dass darüber erst ein Aufsatz veröffentlicht wurde, an dem man nicht das ganze System der „Documentation Strategy“ nachvollziehen kann.

In diesen Zusammenhang fällt natürlich, dass die derzeitigen und künftigen gesellschaftlichen Veränderungen in Deutschland und die neuen sozialen Bewegungen die Archive vor neue dokumentarische Aufgaben stellen werden ( z.B. zielt die neue Verwaltungsreform darauf ab, öffentliche Leistungen durch private Anbieter abdecken zu lassen  )

Nach Volker Schockenhoff sollte auch der „Sammlung“ vermehrt Aufmerksamkeit entgegengebracht werden. Die Position Schockenhoffs erwächst z.T. auch aus der Konzeption der FH Potsdam, welche im Gegensatz zur Archivschule Marburg auf eine Verzahnung der Bereiche Archiv – Bibliothek – Dokumentation (ABD ) setzt.

Marburg positioniert sich im staatlichen Archivwesen mit dem Berufsbild „records manager“, während Potsdam sich mit dem kommunalen Archivwesen und dem Berufsbild „Historiker – Archivar“ identifiziert.

Auch   Robert Kretschmar, welcher auch auf dem Österr. Workshop zur Bewertung 2003 einen Vortrag gehalten hat, weist auf die vielfältigen Unterschiede im Archivbereich hin, welche man nicht außer acht lassen darf.

Dazu ein Zitat von Georg Hille auf dem 2. Deutschen Archivtag in Dresden 1900:

„ Nicht aus der Praxis heraus erwachsene sondern theoretisch ersonnene

Vorschriften über Aktenkassationen halte ich für wertlos. Je abstrakter die

gefundenen Formeln gefasst werden, desto weniger nützen sie.“

Kretschmar ruft die Archivare auf, Überlieferung im Verbund zu gestalten und sich bei der Bewertung zunehmend zu vernetzen. Leider hat es sich gezeigt, dass Theorie und Praxis noch immer weit auseinanderklaffen, dass vieles von den Postulaten der Archivwissenschaft im „grauen Alltag“ aus vielen verschiedenen Gründen ( Personal-, Geldmangel etc.  ) einfach nicht umzusetzen ist.

Natürlich hat es eine solche archivwissenschaftliche Theoriedieskussion über Bewertung in der österreichischen Entwicklung nicht gegeben, da hier immer schon jedes Archiv individuell bewertet hat. Zwar gibt es in Österreich in den einzelnen Verwaltungsbereichen sogenannte „Skartierordnungen“, doch allgemein gültige Richtlinien bestehen erst in der theoretischen Diskussion.

Klare Zielsetzung auch für die österreichischen Archive ist sicherlich eine Dokumentation des Verwaltungshandelns, doch auch hier gab und gibt es keine starren Regeln. In Österreich haben sowohl die formale als auch die inhaltliche Bewertung ihren festen Platz.

a) formale Bewertung = Aussagekraft von Unterlagen zu den Aufgaben und zur Aufgabenerledigung der behörde

b) inhaltliche Bewertung = Aussagekraft über Personen, Orte, Ereignisse, gesellschafltiche Strukturen, Phänomene, Entwicklungen etc.

Bei all diesen Punkten darf folgendes meiner Meinung nach nicht außer acht gelassen werden:

· Bewertung ist immer ein Kind seiner Zeit. So hat z.B. der Vater des Kärntner Landesarchivs  und erster Archivdirektor z.B. nur Majestätsbeleidigungen aufgehoben, da er ein sehr kaisertreuer Archivar war. Selbst Aristokrat, waren für ihn z.B. Dienstbotenanweisungen kein Thema.

· Gesellschaftliche Anschauungen spielen eine große Rolle, auch der sich stetig wandelnde Bildungsbegriff. Hier stimme ich den meisten Positionen zu, dass ein Archivar nicht wissen kann, welche Themen z.B. die Forschung in 100 Jahren interessieren wird, aber er kann ein waches Auge für die sensiblen Themen seiner eigenen Zeit entwickeln.

· Den Unterschied zwischen großen Staatsarchiven und kleinen Kommunal-

archiven ist Rechnung zu tragen. Kleinere Archive, ja viele Kommnalarchive haben einen „Sammlungsauftrag“ ( Genauso wie das Kärntner Landesarchiv ).

Hier ist zu bemerken, dass sich die gesamte theoretische Bewertungsdiskussion um Akten der Verwaltung handelt, doch „Sammlungsgut“ muß ebenfalls bewertet werden. Wie sieht es hier z.B. mit Nachlässen etc. aus. Handelt hier jeder Archivar nach eigenem besten Wissen und Gewissen?

· Ich teile die Meinung Robert Kretschmars, dass gerade in der heutigen Zeit der Umbrüche, mangelnden Ressourcen etc. eine engere Zusammenarbeit zwischen den Archiven absolut notwendig ist!

Hier möchte ich auf einen Aufsatz von Gerd Schneider mit dem Titel „Archivare aufgewacht!“ in der aktuellen Ausgabe des „Archivars“ hinweisen, wo er vielen Archiven und Archivaren ein „Erdhörnchendasein“ zuspricht.

Wir heben nur manchmal kurz den Kopf aus dem Erdloch und hoffen, dass wir von Umstrukturierungen etc. übersehen werden.

Schneider weißt auf ein krasses Beispiel hin: Im Freistaat Sachsen fordert der Landesrechnungshof in einem Prüfbericht vom Oktober 2003, dass die Staatsarchive innerhalb der nächsten Jahre zur Kostenreduzierung mindestens 50% ihrer stofflichen Bestände auf dem Wege der Nachkassation, Verfilmung

oder Digitalisierung zu vernichten haben!

Was für die großen Archive gilt, kann natürlich auch den kleinen bei uns sehr schnell passieren. Gerade deshalb und für eine konkrete Argumentationsgrund-

lage ist Zusammenarbeit heute wichtiger denn je.

· Als letzter Punkt sei die immer mehr in den Mittelpunkt drängende Frage, welche in der nächsten Zeit auf uns zukommen wird, nämlich die Frage der

digitalen Archivierung. Die Einführung neuer Informationstechnologien bedeutet für die Archive einen gravierenden Einschnitt. Die Übernahme elektronischer Daten wird für sie immer wichtiger, da viele Informationen nur noch in dieser Form angeboten werden. 

Neben der Frage der dauerhaften Speicherung dieser zumindest jetzt noch sehr kurzlebigen Informationen stellt sich den Archiven die Frage der Bewertung.

Allein über diesen Punkt ließe sich noch vieles hinzufügen, doch ich schließe hiermit meine Ausführungen mit der Hoffnung, dass die Bewertungsdiskussion nicht wieder abbricht, sondern wir u.a. durch Zusammenarbeit und Ideenaustausch auch für die praktische Arbeit einen großen Schritt weiterkommen.
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